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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 28. November 1956 

8 — 93100 — 2331/56 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


In der Anlage 1 übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistik des 
Schiffs- und Güterverkehrs auf den Binnen- 
wasserstraßen und die Fortschreibung des 
Schiffsbestandes der Binnenflotte 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat in seiner 163. Sitzung am 5. Oktober 1956 ge- 
mäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bun- 
desrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 5551 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Statistik des Schiffs- und Güterverkehrs auf den 
Binnenwasserstraßen und die Fortschreibung des 
Schiffsbestandes der Binnenflotte 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ABSCHNITT I 

Die Statistik des Schiffs- und Güterverkehrs 
auf den Binnenwasserstraßen 

§ 1 

Ober den Schiffs- und Güterverkehr auf 
den Binnenwasserstraßen wird eine Bundes- 
statistik durchgeführt. 

§ 2 • 

(1) Die Statistik des Schiffs- und Güterver- 
kehrs auf den Binnenwasserstraßen erfaßt 

1. an den Grenzzollstellen und an den Über- 
gangsstellen zur sowjetischen ♦Besatzungs- 
zone den Ein- und Ausgang von Schiffen 
sowie die von ihnen beförderten Güter, 

2. in Häfen und an sonstigen Lade- und 
Löschplätzen die Ankunft und Abfahrt 
von Schiffen sowie die von ihnen ein-, aus- 
und umgeladenen Güter, 

3. außerhalb der Lade- und Löschplätze die 
Ankunft und Abfahrt von Schiffen, die 
Güter ein-, aus- oder umladen, sowie die 
von ihnen umgeschlagenen Güter, 

4. an Schleusen die Durchfahrt von Schiffen 
und die von ihnen beförderten Güter. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für den 
Floßverkehr. 

(3) Von der Erfassung nach den Absätzen 
1 und 2 sind ausgenommen 


1. die in den Häfen Lübeck, Hamburg, Bremen 
und Haren sowie in den Häfen und an den 
sonstigen Lade- und Löschplätzen seewärts 
der die genannten Orte verbindenden 
Linie angekommenen und abgegangenen 
Schiffe und Güter, sofern sie auf ihrer 
Fahrt die Grenzen der Seefahrt im Sinne 
des § 1 der Dritten Durchführungsver- 
ordnung zum Elaggenrechtsgesetz vom 
3. August 1951 (Bundesgesetzbl. II S. 155) 
überschreiten, 

2. Leichterungen, 

3. die Ankunft, Abfahrt und Durchfahrt von 
Schiffen, die ausschließlich als Schleppkraft 
oder anderen Zwecken als denen des Gü- 
terverkehrs dienen, 

4. die Ankunft und Abfahrt von Schiffen 
und Flößen in Häfen, wenn diese aus- 
schließlich als Schutz- und Sicherheitshäfen 
angelaufen werden. 

§ 3 

(1) Die in § 2 aufgeführten Tatbestände 

werden nach folgenden Merkmalen erfaßt: 

1. Für das Schiff 
nach: 

Namen und Wohnort des Schiffsführers, 
Bezeichnung des Schiffes, 

Register- oder Heimatstaat des Schiffes, 
Schiffsgattung, 

Eichtonnen, 

Maschinenleistung in effektiven Pferde- 
stärken; 
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2. für die Fahrt 
nach: 

V e rkeh rsrichtung, 
benutzten Schiffahrtswegen, 

Ankunfts-, Abgangs- oder Durchgangstag; 

3. für die Güter 
nach: 

Art, 

Bruttogewicht, 

Ein-, Aus- oder Umladeort, an den Aus- 
landsgrenzen auch nach Herkunfts- oder 
Bestimmungsländern, 

Art des Antransports bei der Einladung, 
Art des Abtransports bei der Ausladung. 

(2) Der Floßverkehr (§ 2 Ab s. 2) wird nach 
den in Absatz 1 Nr. 2 genannten sowie fol- 
genden Merkmalen erfaßt: 

Namen und Wohnort des Floßführers, 
Gewicht des Floßes, 

Ort der Zusammensetzung oder der Auf- 
lösung des Floßes, an den Auslandsgrenzen 
auch nach Herkunfts- oder Bestimmungs- 
ländern. 

§ 4 

Auskunftspflichtig nach § 10 des Gesetzes 
über die Statistik für Bundeszwecke vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
sind die Schiffs- oder Floßführer sowie die 
Frachtführer oder Verfrachter. 

§ 5 

(1) Statistische Meldestellen sind für die 
Erfassung 

1. der in § 2 Abs. 1 Nr. 1 genannten Tat- 
bestände 

a) an den Auslandsgrenzen die Zollstellen, 

b) an den Übergangsstellen von Berlin 
(West) zur sowjetischen Besatzungszone 
die zuständigen Behörden der Wasser- 
und Schiffahrts Verwaltung in Verbin- 
dung mit den Grenzkontrollstellen (W), 

c) an den sonstigen Übergangsstellen zur 
sowjetischen Besatzungszone die Behör- 
den der Wasser- und Schiffahrtsverwal- 
tung des Bundes, 

2. der in § 2 Abs. 1 Nr. 2 genannten Tat- 
bestände 

a) in öffentlichen Häfen und an sonstigen 
öffentlichen Lade- und Löschplätzen 


die örtlich zuständigen Verwaltungs- 
behörden, 

b) in privaten Hafen und an sonstigen 
privaten Lade- und Löschplätzen die 
Besitzer; 

3. der in § 2 Abs. 1 Nr. 3 genannten Tat- 
bestände 

a) die Behörden der Wasser- und Schif- 
fahrtsverwaltung des Bundes oder die 
entsprechenden Behörden der Länder, 
sofern ihre Genehmigung zum Laden, 
Löschen oder Umladen außerhalb eines 
Lade- oder Löschplatzes erforderlich ist, 

b) die für die Umschlagstelle zuständige 
Gemeindebehörde, sofern eine Geneh- 
migung nach Buchstabe a nicht erfor- 
derlich ist, 

4. der in § 2 Abs. 1 Nr. 4 genannten Tat- 
bestände 

die Behörden der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung des Bundes. 

(2) Die Meldestellen sollen die Erhebungs- 
vordrucke auf ihre vollständige Ausfüllung 
überprüfen. 

§ 6 

Die Angaben über den Versand und 
Empfang der einzelnen Verkehrsbezirke, die 
tonnenkilometrischen Leistungen und den 
Schiffsverkehr werden vom Statistischen 
Bundesamt aufbereitet. 

ABSCHNITT II 

Die Fortschreibung des Schiffsbestandes 
der Binnenflotte 

§ 7 

Der auf Grund statistischer Erhebungen 
jeweils ermittelte Schiffsbestand wird laufend 
durch Fortschreibung berichtigt und ergänzt. 
Die Fortschreibung wird vom Bundesminister 
für Verkehr oder von den von ihm bestimm- 
ten Stellen durchgeführt. 

§ 8 

Für die Fortschreibung werden die dem 
Erwerb dienenden Binnenschiffe (einschließ- 
lich der Werkschiffe, Hafenschiffe und 
Fähren), 

1. deren Tragfähigkeit mehr als 10 Tonnen 
beträgt oder 
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2. die eine eigene Antriebsanlage von wenig- 
stens 50 effektiven Pferdestärken Ma- 
sdiinenleistung haben oder 

3. die Fahrgastschiffe, Tankschiffe, Schlepper 
oder Stoßboote sind, 

nach Eigentums-, Art-, Verwendungs- und 
Baumerkmalen erfaßt. 

5 9 

(1) Auskunftspflichtig nach § 10 des Ge- 
setzes über die Statistik für Bundeszwecke 
sind die Schiffseigentümer und ihre nach 
§ 4 Abs. 3 der Schiffsregisterordnung in der 
Fassung vom 26. Mai 1951 (Bund esges e tzb 1 . I 
S. 360) bestellten Vertreter. 

(2) Die Auskunftspflichtigen haben dem 
Bundesminister für Verkehr oder den von 
ihm bestimmten Stellen durch Ausfüllung 
amtlicher Vordrucke ohne besondere Auffor- 
derung Angaben über die in § 8 genannten 
Merkmale der dort erfaßten Binnenschiffe zu 
machen, 

1. wenn die Merkmale sich ändern, 

2. wenn ein neu erbautes Binnenschiff in 
Dienst gestellt wird, wenn ein Binnenschiff 
untergeht und als endgültig verloren anzu- 
sehen ist oder wenn es ausbesserungsun- 
fähig wird, 


3. wenn ein Binnenschiff seinen Heimatort 
verändert oder wenn es diesen im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes erhält oder 
auf gibt. 

§ 10 

Die Amtsgerichte, bei denen ein Binnen- 
schiffsregister geführt wird, haben Tatsachen, 
die nach § 12 und § 17 Abs. 1 und 4 der 
Schiffsregisterordnung zum Binnenschiffs- 
register angemeldet werden, dem Bundes- 
minister für Verkehr mitzuteilen, soweit 
diese Tatsachen nach § 8 erfaßt werden. 


ABSCHNITT III 
Schlußbestimmungen 
§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 

4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 12 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1957 in 
Kraft. 
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Begründung 


Nach § 16 Abs. 1 StatGes können die laufen- 
den Statistiken des Bundes vier Jahre nach 
Inkrafttreten des StatGes, d. h. nach dem 
25. September 1957, nicht mehr als Bundes- 
statistiken durchgeführt werden, wenn nicht 
bis zu diesem Zeitpunkt neue Rechtsgrund- 
lagen geschaffen worden sind. Die Binnen- 
schiffahrtstatistiken werden z. Z. erhoben 
auf Grund der Bekanntmachungen des Bun- 
desrates vom 5. Dezember 1907 (Zentralblatt 
für das Deutsche Reich S. 590) und vom 
25. Juni 1908 (Zentralblatt für das Deutsche 
Reich S. 269). Auf die Weiterführung der 
bisherigen Binnenschiffahrtstatistiken kann 
nicht verzichtet werden. Sie vermitteln einen 
Überblick über die Verkehrsbedeutung der 
einzelnen Häfen, der Schleusen und der 
Grenzstellen, den Ablauf und den Umfang 
des Güterverkehrs auf den Binnenwasserstra- 
ßen nach den Verkehrsbeziehungen, den An- 
teil der deutschen und fremden Schiffe am 
jeweiligen Verkehrsaufkommen, die tonnen- 
kilometrischen Leistungen sowie die Umla- 
dungen von und zu den Binnenwasserstra- 
ßen und schließlich die Struktur des Schiffs- 
bestandes der Binnenflotte. 

Die Ergebnisse der Statistik sind die Grund- 
lage für verkehrspolitische Entscheidungen 
des Bundes und der Länder, wie z. B. den 
Neubau und Ausbau von Wasserstraßen und 
Häfen, die Bildung von Tarifen für die Bin- 
nenschiffahrt und die mit ihr im Wettbewerb 
stehenden Verkehrsträger, die Festsetzung der 
Schiffahrtabgaben auf den abgabepflichtigen 
Wasserstraßen, die Steuerung des Neu- und 
Umbaues von Binnenschiffen durch Kredite 
aus öffentlichen Mitteln und durch steuer- 
liche Maßnahmen. Zuverlässige statistische 
LTnterlagen über alle wichtigen Verkehrsvor- 
gänge sind weiter die Voraussetzung für er- 
folgreiche Verhandlungen auf internationaler 
Ebene, wie z. B. im Rahmen der europäischen 
Verkehrsministerkonferenz, der Montan- 
union, der Wirtschaftskommission für 
Europa, der Zentralkommission für die 
Rheinschiffahrt und von Handelsvertrags- 
verhandlungen. Darüber hinaus ist die Bun- 
desrepublik — ebenso wie andere schiffahrt- 
treibende Staaten — als Mitglied internatio- 
naler Organisationen verpflichtet, diesen sta- 
tistische Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 

Aber nicht nur die für die Verkehrspolitik 
verantwortlichen Behörden, sondern auch die 
Unternehmen und Verbände der Binnenschiff- 


fahrt sowie die Schiffswerften sind auf die 
Ergebnisse der Binnenschiffahrtstatistiken für 
ihre wirtschaftlichen und finanziellen Über- 
legungen angewiesen. 

Aus diesen Gründen müssen die Binnenschiff- 
fahrtstatistiken im bisherigen Umfang fort- 
geführt und ihre Rechtsgrundlagen dem Stat- 
Ges angepaßt werden. Hierfür reicht eine 
Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 2 StatGes 
nicht aus, weil die jährlichen Kosten dieser 
Statistiken 500 000 DM überschreiten und die 
Geltungsdauer einer solchen Rechtsverord- 
nung mit 3 Jahren zu kurz ist. Es ist daher 
das vorliegende Gesetz erforderlich. 


ZUM ERSTEN ABSCHNITT 
Zu § 1 

Die Vorschrift ordnet gemäß § 6 Abs. 1 Stat- 
Ges die Erhebung einer Bundesstatistik über 
den Schiffs- und Güterverkehr auf Binnen- 
wasserstraßen an. 

Zu §2 

Die Bestimmung hat ihr Vorbild in § 1 der 
Bekanntmachung des Bundesrates vom i25 . J uni 
1908 (mit späteren Änderungen). Absatz 1 
führt die einzelnen Tatbestände der Schiffs- 
und Güterbewegungen auf, die von der Sta- 
tistik zu erfassen sind. Hierbei ist es gleich- 
gültig, ob es sich um gewerblichen Verkehr 
oder um Werkverkehr handelt. Im Verwal- 
tungswege wird bestimmt, in welchen Häfen, 
an welchen sonstigen Lade- und Löschplätzen 
und an welchen Schleusen die Schiffs- und 
Güterbewegungen zu erfassen sind. 

Der Floßverkehr ist wegen seiner besonde- 
ren Natur in Absatz 2 besonders erwähnt. 

Absatz 3 enthält diejenigen Tatbestände, die 
von der Erfassung nach Absatz 1 und 2 aus- 
zunehmen sind. Es handelt sich in Nr. 1 um 
die Abgrenzung gegenüber dem Seeverkehr, 
die ebenso wie in der Bekanntmachung des 
Bundesrats vom 25. Juni 1908 in Verbin- 
dung mit der Bekanntmachung vom 27. Juni 
1907 (Zentralblatt für das Deutsche Reich 
S. 371) geregelt wird. In Nr. 2 werden wie 
bisher Leichterungen ausgenommen. Nach 
Nr. 3 bleiben die Bewegungen bestimmter 
Schiffe unberücksichtigt, von denen die aus- 
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schließlich als Schleppkraft verwendeten be- 
sonders genannt sind. Zu den Schiffen, die an- 
deren Zwecken als denen der Güterbeförde- 
rung dienen, gehören Fahrgastschiffe, Ho- 
heitsfahrzeuge, Sport- und Fischereifahrzeuge. 
Nr. 4 enthält eine Ausnahme für Schutz- und 
Sicherheitshäfen. 

Zu § 3 

Die Bestimmung führt die Einzelmerkmale 
auf, in welche die nach § 2 Abs. 1 und 2 zu 
erfassenden Tatbestände zu untergliedern 
sind. 

Zu § 4 

Die Vorschrift bestimmt im Hinblick auf § 7 
Abs. 1 StatGes den Kreis der befragten Per- 
sonen. Die Auskunft wird durch Ausfüllung 
amtlicher Fragebogen nach § 10 Abs. 2 Stat- 
Ges erteilt. Die Erfüllung der Auskunfts- 
pflicht durch eine der genannten Personen 
befreit auch die übrigen. Die Verletzung der 
Auskunftspflicht wird nach den §§14 und 15 
StatGes geahndet. 

Zu § 5 

Die Vorschrift bestimmt gemäß § 11 StatGes 
die Stellen, welche die Erhebung durchzufüh- 
ren haben (statistische Meldestellen — Ab- 
satz 1). Die statistischen Meldestellen sind 
nicht selbst auskunftspflichtig im Sinne des 
§ 10 StatGes; ihre Mitwirkung beschränkt 
sich nach Absatz 2 auf die Sorge für die voll- 
ständige Ausfüllung der Vordrucke. Hierzu 
gehören die Aushändigung der Erhebungs- 
vordrucke an die Befragten und die Durdi- 
sicht der ausgefüllten Vordrucke mit dem Ziel, 
die Befragten zu sachgemäßen Antworten zu 
veranlassen. Statistische Meldestellen können 
Bundesbehörden (Grenzzollstellen, Behörden 
der bundeseigenen Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung), Behörden der Länder einschließ- 
lich des Landes Berlin (an den nicht bundes- 
eigenen Wasserstraßen sowie an den Über- 
gangsstellen zwischen Berlin [West] und der 
sowjetischen Besatzungszone), Kommunalbe- 
hörden (Hafenverwaltungen, Gemeinden) 
oder private Besitzer von Häfen oder sonsti- 
gen Lade- und Löschplätzen sein. 

Zu § 6 

Im Hinblick auf § 2 Nr. 2 StatGes wird be- 
stimmt, welche Angaben das Statistische Bun- 
desamt aufzubereiten hat. Die nicht genann- 
ten Angaben werden von den Statistischen 
Landesämtern aufbereitet. 


ZUM ZWEITEN ABSCHNITT 

Der Zweite Abschnitt behandelt die Statistik 
des Schiffsbestandes der Binnenflotte, ohne 
indessen die nach der Bekanntmachung des 
Bundesrates vom 5. Dezember 1907 vorge- 
sehene Haupterhebung in Abständen von 
5 Jahren zu übernehmen. Der Entwurf geht 
vielmehr von dem bereits bekannten und 
beim Bundesminister für Verkehr kartei- 
mäßig erfaßten Schiffsbestand aus, der ledig- 
lich durch Fortschreibung auf dem laufenden 
zu halten ist. Haupterhebungen in regel- 
mäßigen Abständen werden hierdurch vor- 
aussichtlich erübrigt. Sie können im Bedarfs- 
fälle durch eine Rechtsverordnung nach § 6 
Abs. 2 StatGes angeordnet werden. Die Fort- 
schreibung hingegen muß gesetzlich geregelt 
werden, weil sie nicht an die 3jährige Gel- 
tungsdauer einer Verordnung nach § 6 Abs. 2 
StatGes gebunden werden kann. Im Gegen- 
satz zur Statistik des Schiffs- und Güterver- 
kehrs wird die Bestandsstatistik als Ressort- 
statistik im Sinne des § 9 Abs. 2 StatGes ge- 
führt. 

Zu §7 

Satz 1 weist auf die Gesamtzählung der Bin- 
nenschiffe hin, die die Grundlage der Fort- 
schreibung bildet. Die gesetzliche Anordnung 
der Fortschreibung als R.essortstatistik in 
Satz 2 macht das Verfahren nach § 9 Abs. 2 
StatGes überflüssig. 

Zu § 8 

Die Vorschrift bestimmt, welche Binnen- 
schiffe bei der Fortschreibung erfaßt werden 
und nach welchen Merkmalen die Fortschrei- 
bung erfolgt. Als untere Grenze ist in Nr. 1 
und 2 die Eintragungsfähigkeit nach der 
Schiffsregisterordnung gewählt. 

Zu § 9 

Die Vorschrift bestimmt den Kreis der aus- 
kunftspflichtigen Personen (Absatz 1) und 
die Tatbestände, die die Auskunftspflicht be- 
gründen (Absatz 2). 

Zu § 10 

Die Schiffsregistergerichte teilen schon jetzt 
die Neueintragungen nach § 12 der Schiffs- 
registerordnung und der nach § 17 Abs. 1 
und 4 der Schiffsregisterordnung eingetrage- 
nen Veränderungen dem Bundesminister für 
Verkehr mit. Dieses Verfahren wird nun- 
mehr gesetzlich festgelegt. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


In § 2 Abs. 3 ist die Nr. 2 zu streichen. 
Begründung 

Es ist zweckmäßig, auch die Leichterungen 
der Schiffe statistisch zu erfassen. Die Länder 
mit Seehäfen erhalten dadurch wertvolles 
statistisches Material. 

Die Leichterungen gewinnen zunehmend an 
Bedeutung, weil immer größere Schiffe ver- 


wendet werden. Nennenswerte Mehrarbeit 
und Unkosten werden durch diese Erfassung 
nicht entstehen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den 
Gesetzentwurf keine Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß das 
Gesetz gemäß Artikel 84 Abs. 1 des Grund- 
gesetzes der Zustimmung des Bundesrates be- 
darf. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zur Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung vermag dem Ände- 
rungsvorschlag des Bundesrates nicht zuzu- 
stimmen. 

Um auch die Leichterungsvorgänge der Bin- 
nenschiffahrt zu erfassen, müßte eine neue 
Statistik eingeführt werden. In die bisherige 
Güterbewegungsstatistik, die nach Verkehrs- 
bezirken gegliedert ist, lassen sich die Leich- 
terungsvorgänge nicht einfügen.Da die Leich- 
terungen meist auf freier Wasserstraße statt- 
finden und eine Genehmigung der Strom- 
und Schiffahrtspolizeibehörde hierfür regel- 
mäßig nicht erforderlich ist, werden als Mel- 
destellen überwiegend die Gemeinden in Be- 


tracht kommen, die hierdurch in uner- 
wünschter Weise belastet werden. Dieser 
Aufwand erscheint vermeidbar, da das Aus- 
maß der Leichterungen auf Grund der Be- 
obachtung des Schiffsverkehrs auf den Was- 
serstraßen durch die Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung hinreichend genau geschätzt wer- 
den kann. Der Aufbau einer neuen Leichte- 
rungsstatistik, deren Aussagewert überdies 
umstritten ist, würde der mit dem Gesetz 
über die Statistik für Bundeszwecke vom 
3. September 1953 (BGBl. I S. 1314) verfolg- 
ten Absicht zuwiderlaufen, zu einer Ein- 
schränkung der Statistik zu gelangen. 
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